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Änderungsantrag 
 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
 
 
 
 
zu dem „Gesetz zur Änderung des Ausführungsgesetzes NRW Glücksspielstaatsver-
trag“ 
 
Gesetzentwurf der Landesregierung 
Drucksache 18/12349 (Neudruck) 
 
 
 
 
Die Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN beantragen, den oben genannten 
Gesetzentwurf wie folgt zu ändern: 
 
 
1. In Nummer 4 Buchstabe b wird die Angabe „23. Februar 2022 (GV. NRW. S. 250)“ durch 

die Angabe „27. Mai 2025 (GV. NRW. S. 501)“ ersetzt. 
 
2. Nummer 8 wird wie folgt geändert:  

 
a) Buchstabe a wird wie folgt gefasst: 

 
„a) In Absatz 1 wird folgender Satz 5 angefügt: 
 

„Insbesondere darf von der äußeren Gestaltung keine direkte Ansprache 
ausgehen.““ 

 
b) Buchstabe b wird wie folgt geändert: 

 
aa) Doppelbuchstabe dd erhält folgende Fassung:  
 

„dd) In Nummer 6 wird nach der Angabe „Ausschank,“ die Angabe „die Aus-
gabe, der“ sowie nach der Angabe „von“ die Angabe „cannabishaltigen 
Substanzen oder“ eingefügt.“ 

 
bb) Der bisherige Doppelbuchstabe dd wird zu Doppelbuchstabe ee.   
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3. Nummer 9 wird wie folgt geändert:  
 

a) Buchstabe b Doppelbuchstabe dd wird wie folgt gefasst: 
 

„dd) Folgende Sätze werden angefügt: 
 

„Die Erlaubnis berechtigt nur zum Betrieb der Spielhalle durch die im Antrag 
genannte Betreiberin oder den im Antrag genannten Betreiber. Bei einem 
Betreiberwechsel erlischt die Erlaubnis und es ist eine neue Erlaubnis zu 
beantragen, bevor der Betrieb weitergeführt werden darf. Ist die Betreiberin 
eine juristische Person, berechtigt die Erlaubnis zudem nur zum Betreiben 
der Spielhalle durch die im Antrag genannten Mitglieder der Geschäftsfüh-
rung oder der Vertretung, es sei denn, die für die Erlaubniserteilung zustän-
dige Behörde stimmt dem Betreiben durch die neuen Mitglieder der Ge-
schäftsführung oder der Vertretung zu. Die Zustimmung ist zu erteilen, wenn 
alle neuen Mitglieder der Geschäftsführung oder der Vertretung zuverlässig 
im Sinne des Satzes 3 Nummer 5 sind. Ist die Betreiberin oder der Betreiber 
keine juristische Person, soll die für die Erlaubniserteilung zuständige Be-
hörde im Erbfalle dem Betreiben durch die Erbin oder den Erben oder die 
Erben für eine Übergangszeit oder bis zum Ablauf der ursprünglichen Er-
laubnis zustimmen. Die Zustimmung ist zu erteilen, wenn die Erbin oder der 
Erbe oder die Erben zuverlässig im Sinne des Satzes 3 Nummer 5 ist bezie-
hungsweise sind. Beträgt die Restlaufzeit der im Zeitpunkt des Erbfalls be-
stehenden Erlaubnis weniger als zwei Jahre, soll die für die Erlaubnisertei-
lung zuständige Behörde unter den Voraussetzungen des Satzes 9 im Ein-
zelfall die Geltungsdauer der Erlaubnis bis zum Ablauf von zwei Jahren ab 
dem Erbfall verlängern, wenn die Veräußerung der Spielhalle angestrebt 
wird und dies durch geeignete Unterlagen glaubhaft gemacht wird.““ 

 
b) In Buchstabe g Doppelbuchstabe dd wird Nummer 5 wie folgt gefasst: 

 
„5. der Ausschank, die Ausgabe, der Konsum oder Verkauf von cannabishalti-

gen Substanzen oder alkoholischen Getränken.“ 
 

 
4. Nummer 12 Buchstabe a wird wie folgt gefasst: 

 
„a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 
 

„(1) Die Abstandsregelung zu Schulen im Sinne des Schulgesetzes NRW und Ein-
richtungen der Kinder- und Jugendhilfe nach § 16 Absatz 8 Satz 1 gilt bis zum 
31. Dezember 2028 nicht für Spielhallen, die mindestens seit dem 30. Novem-
ber 2012 bestanden haben und für die vor dem 1. Dezember 2012 eine Erlaubnis 
nach § 33i der Gewerbeordnung erteilt worden war. Ab dem 1. Januar 2029 findet 
§ 16 Absatz 8 Satz 1 für bestehende Spielhallen nach Satz 1 mit einem 
Mindestabstand abweichend von § 16 Absatz 3 von 100 Metern nur Anwendung, 
wenn für eine nach Satz 1 bestehende Spielhalle ebenfalls ohne Unterbrechung 
eine neue Genehmigung erteilt wird und ein Betreiberwechsel im Sinne des 
§ 16 Absatz 2 Satz 7 ab dem [einsetzen: Datum des Inkrafttretens dieses Geset-
zes] erfolgt ist. Bei einer Genehmigung in den Fällen des Satzes 2 soll die für die 
Erlaubnis zuständige Behörde von Maßgaben zum Mindestabstand abweichend 
von § 16 Absatz 8 Satz 2 auch ohne das Vorliegen örtlicher Besonderheiten 
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abweichen, wenn die Voraussetzungen des § 16 Absatz 8 Satz 2 Nummer 1 bis 4 
erfüllt sind.““ 
 

5. Nummer 16 Buchstabe a wird wie folgt geändert: 
 

a) Nummer 19 wird wie folgt gefasst: 
 
„19. entgegen § 13a Absatz 2 Nummer 6 cannabishaltige Substanzen ausgibt 

oder alkoholische Getränke ausschenkt, verkauft oder deren Konsum dul-
det,“ 

 
b) Nummer 33 wird wie folgt gefasst: 

 
„33. entgegen § 16 Absatz 11 Nummer 5 cannabishaltige Substanzen ausgibt 

oder alkoholische Getränke ausschenkt, verkauft oder deren Konsum dul-
det,“ 

 
Begründung: 
 
Zu 1.: 
Die im Gesetzentwurf ursprünglich genannte zuletzt vorgenommene Änderung des Schulge-
setzes NRW ist mittlerweile überholt. Die Änderung passt den Gesetzentwurf entsprechend 
an. Es handelt sich somit um eine redaktionelle Änderung ohne Auswirkungen auf den Rege-
lungsinhalt.  
 
Zu 2.: 
Die ursprünglich vorgesehenen Änderungen bezüglich der Gestaltung von Wettvermittlungs-
stellen in Absatz 1 sind entbehrlich, da die bisherigen gesetzlichen Regelungen ausreichen. 
Lediglich der Änderungsbefehl zu dem ursprünglichen Doppelbuchstabe dd soll unverändert 
erhalten bleiben.  
 
Darüber hinaus wird ein Ausgabe-, Verkaufs- und Konsum-Verbot von cannabishaltigen Sub-
stanzen wie Cannabisblüten (Marihuana), Cannabisextrakten, Haschisch und Kief in allen 
Konsumformen (insbesondere rauchen, inhalieren, dampfen, trinken und essen) in Wettver-
mittlungsstellen gesetzlich geregelt.  
 
Zu 3.: 
Beim Ableben eines Betreibers einer Spielhalle erlischt normalerweise die Erlaubnis. Dadurch 
können die Erben in die Situation geraten, dass sie die Spielhalle unter Wert verkaufen müs-
sen. Bei Spielhallen, die von einer juristischen Person betrieben werden, kann diese Situation 
nicht entstehen. Die Ergänzungen sollen somit die Fortführung von Spielhallen durch die Er-
ben erleichtern, insofern die Spielhalle von natürlichen Personen betrieben wurde.  
 
Durch die neue Regelung findet das grundrechtlich geschützte Erbrecht (Artikel 14 GG) Be-
rücksichtigung. 
 
Zudem wird gleichlaufend zur Änderung von Nummer 8 bzw. § 13a ein Ausgabe-, Verkaufs- 
und Konsum-Verbot von cannabishaltigen Substanzen wie Cannabisblüten (Marihuana), Can-
nabisextrakten, Haschisch und Kief in allen Konsumformen (insbesondere rauchen, inhalieren, 
dampfen, trinken und essen) in Spielhallen gesetzlich geregelt. 
 
 
 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/19816 

 
 

4 

Zu 4.: 
Die neue Bestandsschutzregelung wird geändert. Entgegen dem ursprünglichen Gesetzent-
wurf soll der Bestandsschutz für bestehende Spielhallen nur gelten, wenn ab dem 01.01.2029 
ein Mindestabstand von 100 Metern zu Schulen und Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe 
eingehalten werden kann. Würde hingegen der Bestandsschutz so ausgestaltet, dass jegliche 
Spielhallen, bei denen ab dem Inkrafttreten der vorgesehenen Änderung des AG GlüStV NRW 
kein Betreiberwechsel stattgefunden hat, uneingeschränkt geschützt sind, hätte dies zur Kon-
sequenz, dass die im Gesetzentwurf vorgeschlagene Abstandsregelung des § 16 Absatz 3 für 
einen Großteil der bestehenden Spielhallen faktisch ins Leere laufen würde. Die Regelung des 
§ 18 Abs. 1 Satz 3 bleibt unberührt. 
 
Um gleichwohl einen angemessenen Interessenausgleich zwischen Kinder- und Jugend-
schutz auf der einen sowie dem Bestandsschutz der Spielhallenbetreiber auf der anderen 
Seite zu gewährleisten, wird dieser reduzierte Mindestabstand von 100 m für bestehende 
Spielhallen eingeführt und § 18 Absatz 1 Satz 2 des Gesetzentwurfs entsprechend geändert.  
 
Zu 5.: 
Durch die Aufnahme in die Bußgeldvorschriften soll ein Verstoß gegen das Ausgabe-, Ver-
kaufs- und Konsum-Verbot von cannabishaltigen Substanzen in Wettvermittlungsstellen und 
Spielhallen mit einem Bußgeld geahndet werden können. 
 
 
 
Thorsten Schick 
Matthias Kerkhoff 
Gregor Golland  
Klaus Voussem 
Daniel Hagemeier 
Dr. Christos Katzidis 
 

Wibke Brems 
Mehrdad Mostofizadeh 
Jule Wenzel  
Dr. Julia Höller 
Simon Rock  
 

und Fraktion und Fraktion 
  

 
 
 
 


